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1. Prüfungsauftrag

Der Landes rech nun g s h o f hat das 8 rücken b-a u vor h a -

ben BV Nr. 6. 219/80 "Neubau der Spielfelder Bahn

brücke in km 0,121· der Landesstraße Nr. 671 - Grai'.3-

nitzbergstraße" einer baulichen und kostenmäßigen 

Überprüfung unterzogen. 

Mit der Durchführung der Prüfung war die Gruppe 3 

des Landesrechnungshofes (Bau�esen) beauftragt. 

Unter dem verantwortlichen Gruppenleiter Wirkl. 

Hofrat Dipl.-Ing. Peter Pfeiler hat die Einzelprü

fung im besonderen BR Dipl.-Ing. Gerhard Rußheim 

durchgeführt. 

Die gegenständliche Überprüfung erstre ckte sich auf 

die örtliche Erhebung hinsichtlich des Bauzustan

des und des Umfanges des Bauvorhabens, die Einsicht

nahme in die Gebarung, die Einschau in den Sau

und Projektierungsakt sowie in die sonstigen mit 

der Baudurchführung zusammenhängenden schriftlichen 

und planlichen Aufzeichnungen. 

Seitens der Landesbaudirektion 

leitun� Leibnitz, welche mit 

aufsieht beauftragt worden war, 

nungsoperat und die Sammelakte 

nahme zur Verfügung gestellt. 

und der Baubezirks

der örtlichen Bau

wurden das Abrech

für die Einsicht-
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2. Beschreibung des Bauvorhabens

Für den Ausbau der Landesstraße L 671 (Graünitz-

bergstraße), die in km 0, 1215 von der österreichi-

sehen Bun'desbahn, Strecke Wien-Sp iel Fe Id, über-

führt wird (Bahn-km 265, 363), entsprach der beste-

hende gewölbte Durchlaß nicht mehr den Verkehrser-

fordernissen und mußte einem Stahlbetontragwerk

weichen. Die Gründung dieses neuen Objektes wurde

als Tiefgründung mittels Schiitzwänden geplant, da
der Boden im oberen Bereich nicht die erforder-

liche Tragfähigkeit aufwies. Da von Seiten der

Österreichischen Bundesbahnen der Verkehr zumindest

teilweise aufrecht erhalten werden mußte, war
geplant, das Tragwerk in 2 Abschnitten in Ortbeton

zu errichten. Dadurch konnte der Bahnverkehr jeweils
auf einem Geleise aufrecht erhalten werden. Das

Widerlager Spielfeld liegt im Bereich des ehemaligen
Durchlasses. Vom Boden des Durchlasses an beginnt
die Tiefgründung. Zur Ausführung kam Jedoch »ine

Firmenvariante, die statt der vorgesehenen ScDlitz-

wand eine Bohrpfahlgründung vorsah.

Die Ausführung der Tragwerke in Qrtbeton ermög-
lichLe eine biegesteife Verbindung der Traqwerks-

platte mit den Bohrpfählen, 0 90 cm. Die Pfähle er-

reichten eine Einspannlänge von ca. 3 m im Opak, dem

tragfähigen Untergrund. Im Tragwerksbereich erreicht

der Spitzendruck der Pfähle 110N/cm2, ein Wert. der

bei diesen Bodenverhältnissen zulässig ist. Viel-

mehr wurde die zulässige Bodenpressung nur zu ca.

2/3 ausgenützt, um eventuelle Setzüngsunterschiede
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zu verhindern. Die Flügelmauern wurden durch die

Bohrpfahlwand gebildet. Alle Flüqelmauerkronen be-

stehen aus einem PfahIkopfbalken, der auf der

Straßenseite bündig mit der Bohrpfahlwand errichtet

wurde. Die Projektierung erfolgte nach den ONORMEN

B 4003 sowie -8 4200.

Das Tragwerk besteht aus 2 Stahlbetanplatten in

Beton der Güte B 300 mit Gefällsbeton, Isolierung,
5 cm Schutzbeton und im Minimum 55 cm Schotterbett.

Der Kabelkänal und der Tragwerksrandbalken sind als

Fertigteile ausgsbildet. Die Abdichtung der beiden

Tragwerke erfolgte durch Fugenbänder. Ein bereits

eingelegtes Fugenband dient als Fugendichtunq bei

einer eventuellen Brückenerweiterung für den Fall,

daß durch die ÖBB die Linie Graz-SpielFeld wieder

auf den zweigleisigen Verkehr ausgebaut wird. Nur

der Ansatz für den Randbalken muß bei der Verbrei-

terung an dieser Stelle des Tragwerkes abgetragen
werden. Die übrigen Fertigteile für Kabelkanal und

Randbalken können wieder am neuen Tragwerk ver-
setzt werden.

Die Lager der Brücken bestehen 'aus Elastomere in der

Größe 250/400 mit 4 Schichten. Die senkrechLe

Stützweite des Tragwerkes ist veränderlich und be-

trägt zwischen 11, 64 m und 12, 43 m. Die Gesamtbreite

beträgt 12, 40 m, während die Breite zwischen den

Geländern 11, 70m mißt. Die Tragfähigkeit des
Objektes wurde laut ÜNORM B 4003 mit Klasse I be-

messen.
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3. Planung und Vorarbeite n

Im folgenden wird der zeitliche Ablau. f der Detail-

Planung für die Bahnbrücke Spielfeld durch den

Zivilj. ngenieur Dipl. -Ing. Edwin Visotschnig aufge-
zeigt (Beilagen 1 - 4):

* 16. Mai 197

* Juni 197

Anbotslegung für
die Detailplanung

Durch Führung der
Oetailplanung ersicht-
lich aus dem Datum auf

den Plänen! (Beilage 3)

5 83. 998, 47)

* 3. Aug. 197 von der Fachabteilung
IIb erstellter Regie-
rungssitzungsantrag
für die Detailplanung (S 90. 000, --)

17. Aug. '!97

* 29. Aug. 197

* 18. Sept. 197

* 29. Sept. 197

als Ferialstück vom

zuständigen Regierungs
sitzungsmi tglied
vorgenehmigt

schriftliche Auftraas-
erteilung durch die
Fachabteilung IIb an
Dipl. -Ing. Visotschnig

als Ferialstück nach-
träglich durch die
Landesregierung ge -
nehmigt

Schlußrechnungs-
legung durch Dipl.-
In g. Visotschnig

korrigiert auf

(S 100. 514, 62

S 91. 812, 10



5 -

Aus der aufgezeigten Chronologie ist ableitbar

daß offensichtlich der mündliche Auftrag an den

Zivilingenieur zur Durch fü.hrung der Detailplanung
von der Fachabteilung IIb kurz nach Einlangen des

Anbotes ohne Genehmigung der Landesregierung er-
teilt wurde.

In der vom Zivilingenieur vorgelegten Schlußrech-

nung war ein Betrag von netto S 8. 057, 88 für aus-

geführte Vermessunqsarbeiten enthalten. Als Begrün-

düng für diese zusätzlich erbrachte LeisLung wurde

angeführt, daß es nicht möglich war, aus dem vor-

handenen Lageplan die genaue Lage der Brücke fesb

zulegen. Außerdem wurden Schienenpunkte und Punkte

des alten Objektes koordinatenmäGig aufgenommen und

die Schienenoberkante nivelliert. Die Fachabtei-

lung IIb kürzte die Seh lußrechnungssumme bei der

Überprüfung um den vorhin angeführten Betrag mit

der Begründung, daß diese Leistung nicht im ur-

sprünglich gelegten Anbot enthalten war. Darauf

wurde vom Zivil Ingenieur am 13. November 1978 ein

eigenes Honöraranbofc über die Vermessungsarbeifcsn

bei der Oetailplanupg in der Höhe von

S 8. 057, 88

+ 8 °a MWSt. S 644, 63

S 8. 702, 51

gelegt.

Nach der Prüfung dieses Anbotes wurde dem Zi vil-

Ingenieur am 2?. November 1978 der Auftrag zur
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Durchführung der Vermessungsarbeiten - die dieser

bereits im Juni 1978 ausgeführt hatte - erteilt. Am

29. Noviäinber 1978 legte Dipl, -Ing. Visotschnig
neuerlich die Schlußrechnung für die Vermessungs-
arbeiten vor, worauf der gesamte noch ausstehende

Betrag nach Überprüfung am 15. Dezember 1978 ange-
wiesen wurde (Beilagen 4 - 7).

Dazu stellt der Landesrechnungshof fest, daß eine

derartige AIibierledigung, die nur den Zweck ver-

Folgt, dem Formalismus Genüge zu tun, als nicht

sinnvoll angesehen wird.

im speziellen Fall ergab die fachtechnisehe Über-

Prüfung, daß die zusätzlich geleisteten Vermessungs-
arbeiten notwendig waren, da sie die Voraussetzung
für die Durchführung der DetaiIplanung darstellten

Es wird daher vorgeschlagen, daß in Zukunft die

Ziviltechniker gleichzeitig mit dem Auftraqsschrei-

ben darauf hingewiesen werden, daß sie vor der

Durchführung zusätzlicher, im Anbot nicht aufge-
nommener Leistungen um die Einholung der Zustimmung
bei der zuständigen Fachäbteilung anzusuchen haben.

Wenn die Bekanntgabe von zusätzlichen Arbeiten erst

im nachhinein erfolgt und durch die fachtechn'i-

sehe Überprüfung - wie im konkreten Fall - die Lei-

stungen als sinnvoll und notwendig anerkannt werden,
sollte die Genehmigung bzw. das Au ftragsschreiben

den tatsächlichen Gegebenheiten entsprechen. Das

bedeutet, daß das Auftragsschreiben als nachträg-
liche Genehmigung erkennbar sein müßte. Damit wäre

eine Verwaltungsvereinfachung verbunden, da neben
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der Überprüfung des nsuen Anbotes und dessen

schriftlicher Genehmigung such noch eine neuerliche

Auftragsabwicklung, die Überprüfung einer weiteren

Schlußrechnung und die zusätzliche Anweisung dieser

Schlußrechnung entbehrlich gewesen wäre.

Am 30. Juli 1976 ersuchte das Amt der Steiermärki-

sehen Landesregierung, vertreten durch die Fachab-

beilung IIa, namens des Landes Steiermark für dieses

Bauvorhaben um die e isenbahnr, ech_l:l_iche Sewil l la'jna

und um die Ausnahmebewilligung für Baumaßnahmen im

Bauverbots-und Gefährdungsbereich. Dieses Bauvorha-

oen wurde vom eisenbahnfachlichen Standpunkt gemäß § 33
des Eisenbahngesetzes vom Bundesministerium für Verkehr

geprüft und unter Beachtung nachstehende r Vorschre i -

bungen zur Ausführung geeignet befunden:

1. Rechtzeitig vor Baubeginn an den einzelnen Bau-
teilen sind die Einzelentwürfe samt statischen
Berechnungen, alles geprüft von einem behördlich
autorisierten Zivilingenieur, im Wege der ÖBB zur
zusätzlichen Genehmigung nach § 36 Abs. 2 Eisen-
bahngesetz 1957 dem Bundesmini sterium Für Verkehr
vorzulegen.

2. Rechtzeitig v. or Baubeginn ist mit der zuständigen
Eisenbahnverwaltung ein suhriftliches Abkommen
überdie Einzelheiten der Arbeitsdurchführung zu
treffen.

3. Die zum Bahnbetrieb, zur Streckenkontrolle und
zum Verschub erforderlichen Verkehrsflächen sind
auch während der gesamten Sauarbeiten sicher be-
nutzbar zu erhalten.

4. Durch die Sauarbeiten
Provisorien darf die

beeinträchtigt werden.

und die erforderlichen
etriebssicherheit nicht



5. Während der Sauarbeiten ist auf die Freihaltung des
Lichtraumes samt Seitenräumen gem. üserbauvor-
schrift der OBB, B 51 (ZOV 7) zu achten.

6. Die Stahlbewehrungen und sonstige Stahlteile des
Brückenobjektes sind unter Aufsicht df. s zuständigen
Fahrleitungsmeisters der ÖBB in sich elektrisch gut
leitend zu verbinden und an geeigneter Stelle Än-
schlußstellen gem. El. 42 und El. 43 der OBB für
eine wirksame Erdung herzustellen.

Nachdem die Sauarbeiten im Bereich der elektrischen
Fahrleitung durchgeführt werden, sind sämtliche an
der Baustelle Beteiligte nachweislich
und Vorkehrungen zu treffen, die eine
ausschließen.

zu belehren

Unfallgefahr

8. Jeder

blatt
triebes"

bahnfremde Arbeitnehmer ist mit dem "Merk-
zum Schütze gegen die Gefahren des Bahnbe-

zu beteilen.nachweislich

9. Tritt im Zuge der Sauarbeiten eine Annäherung von
Personen bzw. Baumaschinen. 'unter 3 m an span-
nungsführende Teile der Fahrleitungsanlagen ein, so
ist rechtzeitig ein Schal tauftragsberpchtigter der
OBB anzufordern.

10. Die zum Einsatz gelangenden Baumaschinen sind im
Sinne der Dienstvorschrifb El. 43 wirksam zu erden.

11. Die durch den Neubau der Brücke entstandenen
Unebenheiten an Böschungen, Steinschl ichtungen,
Steinwürfen und dgl. sind auszugleichen.

12. Sämtliche instandgesetzte neu hergestellte Böschun-
gen sind ausreichend zu besamen.

13. Bewegliche Bauteile, Verladeeinrichtungen, Baukräne
und dgl., die in den Lichtraum liineinschlagen
können, sind in Ruhelage und vor jeder Zugfahrt
stets außerhalb des Lichtraumes gesichert zu ver-
ankern.

14. Sind Arbeiten bei Dunkelheit auszuführen, ist die
Baustelle so zu beleuchten, daß die zur sicheren
BetriebsabWicklung und Arbeitsdurchführung erfor-
derliche Sicht vorhanden ist.



9 -

15. Erforderliche Beleuchtungsanlagen sind blendungs-
frei auszuführen und es darf weder die Erkennbar-
keit von Signalen beeinträchtigt, noch eine Sig-
nalstellung vorgetäuscht werden.

16. Grab- bzw. Aushubarbeiten im Bereich von Fern-
melde-, Sicherungs- und Starkstromkabel dürfen
nur unter fachkundiger Aufsicht der OBB unter An-
Wendung der notwendigen Sicherheitsmaßnahmen
ausgeführt werden.

17. Sämtliche absturzgefährdete Stellen sind während
der Bauzeit unfallsicher abzuschranken bzw. ent-
sprechend zu sichern.

18. Bei der Betonherstellunq sind normgemäße Probe-
Würfel anzufertigen, die von einer staatl. auto-
risierten Prüfanstalt oder der Materialprüfan-
stalt der DBB einer Druckfes tigkeitsprobe zu
unterziehen sind. Die Prüfe-gebnisse sind zur
Einsicht nähme aufzubewahren.

19. Die Bewehrung der Stahlbetonkonstruktion ist vom
Verfasser der statischen Berechnung abzunehmen.
Eine Bestätigung über die Richtigkeit ist zur
Einsichtnahme aufzubewahren.

20. Einen Monat vor der beabsichtigten Inbetriebsfcel-
lung sind Ausführungsplane samt Statik in
2-facher Aus Fertigung, welche den Prüfvermerk
eines behördlich autorisierten Zivilingenieurs
oder den Prüfvermerk eines für den Brückenbau

Verantwortlichen der ÜBB aufweisen müssen, dem
Bundssministenum für Verkehr, Oberste Eisenbahn-
behärde, vorzulegen.

21. 14 Tage vor der Bel-astungsprobe ist das Bundesmi-
nisterium für Verkehr zu verständigen.

Desweiteren wurde der Landeshauptmann unter Zuqrunde-

leaung der vorgelegten'Entwurrsunterlagen ermächtigt,
die Ausnahmebewilligung vom Bau verbot und die eisen-

bahnrechtliche Bewilligung zu erteilen. Diese eisen-

bahnrechtliche Genehmigung wurde mit Bescheid vom

23. Mai 1978 namens des Bundesministers für Ver-
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kehr aufgrund des Ergebnisses der Ortsverband l ung vom
9. Mai 1978 in Spielfeld erteilt. Der Bau war inner-

halb einer Frist von 3 Jähren ab Datum dieses Be-

scheides, also bis zurr. 23. Mai 1981, auszuführen,
widrigenfalls die eisenbahnrechtliche Baugenehmigung
erlischt (Beilage 8).

Aufgrund der Baubucheintragung (Buch 3, Seite 15)

wurde das Bauvorhaben am 28. _Mai 1982 abqeschj. ossen

Da die Landesbaudirektion um keine Erstreckung der im
Bescheid vom 23. Mai 1978 angeführten Frist angesucht
hatte und daher dis eisenbahnrechtliche Baugenehmi-
gung und die AusnahmeDevvilligung vom Bauverbot am 23,

Mai 1981 erlosch, muß vom Landesrechnunqshof festae-

stellt werden, daß die Bauarbe iten über ein Jahr lang
ohne rechtliche Deckung aurchqeführt wurden.
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^. Ausschreibung und Vergabe

Am 29. Jänner ';980 wurden die gesamten Arbeiten und

Lieferungen für die Herstellung der Spielfelder Bahn-

brücke öffentlich ausgeschrieben. Bis zur Anbotser-

Öffnung am 7. März 1 98G langten 4 Anbote ein. Nach

rechnerischer Überprüfung ergab sich nachstehende

Reibung (Anbotsumme inkl. M h St. ):

1. Fa. Stuag

2. Ing. Rudolf Pichler

3. Mayreder, Kell, List
& Co.

4. SaugeselIschaft Porr

S 8, 172. 750, 28 (100 ?,)

S 8, 278. 586, 41 (101, 3 °.)

S 8, 282. 536, 46 (101, 3 %)

S 9, 722. 216, 47 (119 %)

Die Fa. Mayreder, Keil, List & Co. legte neben dem

Anbot für d. ie Herstellung nach dem Amtsentwurf auch

noch eine selbsterstellte Variante vor. Die Ge-

samtkosten für diese Variante waren mit S 7, 514. 926, 67

(89, 5 °o) 'veranschlagt. In der Variante werden

konstruktive Abänderungen gefcroffen, die sich beson-

ders auf die Gründung und Widerlagerherstellung be-

ziehen, wobei jedoch die Abmessungen und sonstigen

Gegebenheiten des Ausschreibungsprojektes durchwegs
eihgehalten wurden. Die Fachabteilung IIb stellte am

15. April 1980 nach fachtechnischer Überprüfung des

Vanantenvorschlages den Regierungssitzungsantrag,
die Lieferungen und Arbeiten für den Neubau der

Spielfelder Bahnbrücke in km 0, 121 der Graßnitzbera-

Straße L 671 an die Bauunternehmung Mayreder, Keil,

List & Co. zu vergeben. Hiebet wurden an Gesamtbau-

kosten veranschlagt:
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a) Variantenanbo L:

zuzügl. 18 % USt.

Anbotssumme:

b) für Preisgleitungen etwa
5, 5 °. von "a)

c) für Leistungen an Dritte (ÖBB),
Sonstiges und Abrundung

Gesamtbaukosten

S 6, 199. 090, ^0

S_1, 115. 336, 27

S 7, 314. 926, 67

S 400. 000, --

a_ 1, 285. 073, 33

S 9, 000. 000, --

Am 12. Mai 198G wurde dieser Antrag von der Steier-

märkischen Landesregierung genehmigt (Beilage 9).

Am 21. Mai 1990 verständigte die Fachabtei. l ung IIb

die Bauunternehmung Mayreder, Keil, List & Ca.,
Zweigniederlassung Judenburg, davon, daß ihr die

Lieferungen und Leistungen für die Brückenbauarbeifcen

aufgrund ihres Anbotes vom 7. März 198ü und ihres er-

gänzenden Schreibens zum Anbot vom 14. April 19BO, in

dem eine Zusammenstellung aller Posibionen des

Variantenanbates, aus welchen sich die Garantiesumme

zusammensetzt, angeführt sind, übertragen wurden.

Von dsn Gesamtkosten in Höhe von 5 7, 314. 926, 67

gelten unter Bezug auf ein Schreiben des Auftrag-
nehmers vom 14. April 1980 S 3, 325. 307, 1A als Garan-

tiesuinme mit veränderlichen Preisen. Weiters wurde in

diesem Schreiben darauf hingewiesen, daß alle Ein-

heibspreise mit Ausnahme jener für die Beistellung
einer Baukanzlei (Festpreis) veränderlich im Sinne

der QNORM B 2111 und der rechtlichen Vertragsbedin-

gungen , Punkt ?, 3 sind. Ausweitungen, wie auch
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Änderungen dieses auf der Grunalage des Anbotes er-

teilten Auftrages bedürften einer vorangehenden
schriftlichen Genehmigung des Auftraggebers. Be-
sonders hingewiesen wird in dem Schreiben an die Bau-

Unternehmung auf die Fertigstellungsfristen für die

provisorisch befahrbare Anlage sowie für das Gesamt-

bauvorhaben.

Gleichzeitig mit der Firmenverständigung erging an
die Baubezirksleitung Leibnltz, Referat StraOenbau,
ein Schreiben, in dem sie mit der staatlichen Bauauf-

Sicht beauftragt wurde.

Der Landesrechnungshof muß jedoch - wie schon wiecer-

holt aufgezeigt - zur Anbotsabgabe durch die Zwelg-

niederlassung Judenburg der Fa. Mayreder, Keil, List
& Co. feststellen, daß es sich dabei um eine von der

Bauunternehmung angewandte Vorgangsweise handelt,
die nur den Zweck verfolgt, sich eine günstigere Aus-

gangsposition zur Erlangung des Auftrages zu sichern.

Wie im § 11 der Vergebungsvorschriften für das Land

Steiermark ausgeführt, werden alle Bewerber bei der

Vergebung von Aufträgen durch das Land Steiermark,
deren Betriebe sich in den politischen Bezirken

Judenburg etc. befinden, den ortsansässigen Bewerbern

gleichgestellt. Eine Berücksichtigung von Filialen

aus infrastrukturschwachen Gebieten, die damit den

Vorteil der sogenannten 5 ?a-Klausel genießen, er-
scheint jedoch nur dann gerechtfertigt, wenn die Auf-

tragserteilung auch wirklich diesen Filialen zugute
kommt.
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Wie jedoch im gegenstänalichen Fall aus dem gesamten
Schriftverkehr und aus den Auszahlungsanweisungen
hervorgeht, wurden nach der Auftragserteilung die ge-
samten Straßenbauarbeiten über das wesentlich näher

gelegene Baubüro Graz abgewickelt. Damit ging der
Sinn der Bevorzugung - nämlich die vermehrte Beschäf-

tigung von Arbeitskräften in strukturschwachen Gebie-

ten - verloren. Es sollte daher in den Fällen, in
denen der Hauptsitz oder eine andere Filiale dersel-

ben Bauunternehmung, die sich nicht an der Ausschrei-

bung beteiligt hat, wesentlich näher und damit aün-

stiger zur Baustelle gelegen ist, eine schriftliche

Begründung der Firmen'leitung zu diesem Sachverhalt
verlangt werden.

Beim gegenständlichen Bauauftrag wa'r dieser Sachver-

halt jedoch nicht van Bedeutung, da der Auftrag an
den tatsächlichen Billigstbieter auf Grund des Va-

riantenanbotes erfolgte.
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5. Baudurchführung

Am 11. Juni 1980 wurden in Spielfeld der Bauunterneh-

mung Mayreder, Keil, List & Ca., Graz, die Lieferun-

gen und Leistungen für die Durchführung der Brücken-

bauarbeiten an der Spielfelder Bahnbrücke übergeben.

Gleichzeitig mit dieser Bauübergabe kam es zu einer

Besprechung mit den ÜB8, bei der die genaue Arbeits-

durchführung mit dem Femmeldedienst, dem Betriebs-

dienst und dem Elektrodienst abgesprochen wurde.

Weiters wurde auf die Einhaltung der vertraglich
Fesfcgessetzten Fertigstellungsfrist für die Brücken-

bauarbeiten mit 3G. November 1981 bzw. Gesamtfertig-

stellungsf-rist 30. Mai 1982 besonders hingewiesen.
Mit der örtlichen Bauaufsicht wurde ein Bediensteter

der Baubezirksleitung Leibnitz betraut.

Da sich bei den Vorarbeiten durch d'ie OBB (Weichen-

elnbau usw. ) VerzÖQerungen ergaben, konnten von der

Bauunternehmung erst am 22. September 1980 die Ar-

heiten aufgenommen werden. Bereits am 22. Juli 1980

beantragte daher die Bauunternehmung auch eine Ver-

Schiebung der Bautermine bzw. eine Fristersfcreckung.

Da der endgültige Bauzeifcplan erst am 18. November

1980 einvernehmlich zwischen Bauunternehmung und
Fachabteilung IIb festgelegt wurde und daraus her-

vorging, daß die reinen Brückenbauarbeiten bis April
1981 abgeschlossen werden kennten, erschien eine Ver-

längerung des Teil- bzw. Gesamtfertigstellunqstermi-

nes nicht erforderlich und wurae daher von der Fach-

abteilung IIb abgelehnt.
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Laut Baubucheintranung erfolgte die Bauübergabe sa (n t
der Abfassung einer Niederschrift am 11. Juni 1980 in

Spiel Feld.

Mit der Baustelleneinrichtung und dem Geräteantrans

port, also dem tatsächlichen Baubeginn, wurde aus

den bereits angeführten Gründen erst am 22. September

198ü begonnen.

Wie aus den gelegten Abschlagsrechnungen und den an-

geschlossenen Ausmaßfeststellungen hervorgeht, wurden

die gesamten Arbeiten gemäü ÖNORM 8 2110, Punkt ^*, 2,

laufend ausmaßmaüig erFaQt. Diese Ausmaßa ufstellunqen

sind den Abschlagsrechnungen prufbar anqeschlossen.

Die konsequent laufende Abrechnunq der erbrachten

Leistungen währ e. n d des Baugeschehens wird seitens des

Landesrechnungshofes positiv hervorgehaben.

Unter Punkt 6 des Anbotes vom 7. März 1980 wurden

folgende Fristen vereinbart:

Bis zum 30. November 1981 muß die Brücke fertiaae-

stellt sein und der Verkehr provisorisch abaeführt

werden können. Bis zum 30. Mai 1982 müssen alle

Arbeiten fertiggesfcel11 sein.

Vertraglicher Termin tatsächlicher Termin
(lt. Baubuch)

Baubeginn:

23. Juni 1980

Zwischentermin:

30. November 1931

Baufertiqstellunq

30. Mai 1982

22. September 1980

3ü. November 1981

28. Mai 1982
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Wie aus den Bautagesberichten hervorgeht, wurde so-

mit sowohl die vertragUch vereinbarte Teilfertic-

stellungsfrist als auch die Baugesamtfertigste11ungs-
frist eingehalten.

. Grundsätzlich kann zu den reinen Baulei s Lungen - ohne

die Zahlungen an Dritte - positiv erwähnt werden, daß

es trotz der unvorhergesehenen witterungsbedingten
Schäden und Setzungen am Bahndamm nur zu einer

geringen Kostenüberschreitung von 3, 8 ;a gegenüber der

Anbotssumme gekommen ist. Der langjährigen Forderung
des Landesrechnungshofes nach einer baureifen Plan u_n g
und damit einer exakten Erfassung der erforderlichen

Mengen vor der Ausschreibung wurde in diesem Fall im

ausreichender. Maß entsprochen.

Die Tatsache, daß die Steigerung der endgültige il
Gesamtbausumme mehr als ein Drittel (33, 8 °o) der ur-

sprünglichen Kostenbekanntgabe beträgt und dadurch

zweimal um Genehmigungen für Baukostenerhöhung ange-
sucht werden mußte, ist - wie im Kapitel Abrechnung
näher beschrieben wird - auf das Anwachsen der Zah-

lungen an die ÜBB zurückzuführen.

Der Landesrechnungshof hat eine vollständige Überprü-
fung der im Anbot angeführten Gruppe B "Brücke nher-

Stellung" durchgeführt, um die im Leisfcungsverzeich-

nis des Wahlanbotes ausgewiesenen Ausmaße und Kosten

mit den tatsächlich erbrachten Leistungen und abge-
rechneten Kosten vergleichen zu können.

Um einen Vergleich möglich zu machen, sind in der

nachstehend angeführten Tabelle die Gesamtsummen

netto und ohne Preiserhöhungen angerührt:



Brücken h erste 11 un g

Position Gesaiiit p re i s lt. An b o L Gesaintpreis lt. Seh i iiü rechnungen

1U1 Abtrag Tragwerk

102 Abtracj Beton

119 Lehrgerüst

122 Kittfugen

1;'3 Fugenabdichtung

124 UntRi-fangen Gewölbe

125 Kabel roh re einbauen

129 llinterfüllung

13U Frostschutzkeil B Dl)

323. 529, --

141. 720, --

103. 864, --

11. 625, --

13. 923, --

15. 560, --

097, --

8. 17U, --

22. 270, --

323. 529, --

141 . T^. [}, --

Ui3. 864, --

16. 4BU, 9LI

10. 59.i, 1U

15. 560,

i . ~'>1Z, TI

00

l



in Garantiesufnme

Position Gesamtprels lt. Anbut Uesaintp r e i H lt. Seil l ulj recliii u nge n

1 []3 Baugrubenausliub

IU4V ürtbetonpfähle

1U5V Zuschlag Meißeln

1Ü6V Vorsatzbeton

107V Pfahlkopfbulken

10BV Druckriegel

108 Stahlbeton

109 Ausyleiclisbeton

112 T ra gv/e r )<

113 Fertigteile herstellen

114 per t igteile einbauen

115 Stahl liefern

17. 556, --

9UH. 74Ü, 40

23. 650, --

275. 700, --

106. 53^, 60

19. 211, --

97. 176, --

115. 101, --

227. 506, 40

71. 76U, --

21. ^30, 50

349. U/IÜ,--

8. 699, 92

797. 222, 22

50. 256, 25

238. 972, 31)

ü6. 9/4S, 98

'l3. 72'l , 23

204. US) , 55

2Z3. 155, U6

62. 192, --

18. 573, 11)

3.->3. 693, !i6

\£)

l



Position Gesaintpreis lt. Anbot

116 Stahl biegen und
verlegen

117 Randbalken herstellen

118 Randbalken einbauen

120 Schutzestrich

121 Dichtung

127 Geländer

12H Dübel

3U5. 424, --

63. 015, --

23. 496, --

29. 070, --

34. 580, --

44. U10, --

7. 0/ltJ, --

S u ni m e 3, 459. 61^1 , 90

davon GaranLiesumme 2, 018. 056, 90

Geaanitpreifi lt. Schlußreühnuiigeii

31)0. 739, 01

54. 613, --

2ü. 363, 20

27. giU. 61

34. 763, 82

46. 271, 62

147. '592, --
r-o
0

3, 329. 217, 30

2, 7111. 339, 53
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Die in der vorangegangenen Tabelle aufgelisteten Ka-

sten betreffen nur die Arbeiten des Ausschreibungs-
kapitels B "Brückennerstellung". Die Zusammenstellung
der gesamten Kosten wird im nachfolgenden Berichts-

teil "Abrechnung" aufgezeigt.

Im Zuge des Bauablaufes wurden jedoch noch zusätzli-

ehe Leistungen notwendig, die aufgrund von Nachtrags-
anboten von der Fachabteilung IIb genehmigt bzw. von

der Baubezirksleitung Leibnitz mit Baubucheintragun-
gen angeordnet wurden.

Die folgende Auflistung aller nachträglich ange-
ordneten Arbeiten wird auch hier wieder ohne Preis-

erhöhung und nefcto angeführt:

Nachträge

Nachtragsanbot 1/1 Winterzuschlag

Nachtragsanbot 1/2 Steinrippe

Nachtragsanbot 1/3 Aufzahlung auf
Pos. 204

Nachtragsanbot 1/4 Kunsfcstoff röhre

Nachtragsanbot 1/5 Kunststoff röhre

10. 543, 50

ü02. 770, 30

73. 601, 58

4. 617, 60

15. 083, 62

Nachtragsanbot 1/6 Kabelkanalabdeckungen 12. 617. 87

Nachtragsanbat 2/1 Absteifungen 52. 919, 16

Baubucheintragung 30. 9. 1981 Schwerlast-
röhre 0 40 78. 213, --

Baubucheintragung 30. 9. 1981 Bäschungskopf
0 40 1. 903, 20

Baubucheintragung 30. 9. 1981 Graben farm-
Steins 60 cm 34. 184, 55
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Nachtragsanbot 3/1 Schwerlastrohre 1 50 S 5. 137, 30
Nach fcragsanbot 3/2 Kopf 030 S 1. 591. 80

Nachtragsanbot 3/3 GuOdeckel S 14. 462. 50

Nachtragsanbot 3/ü Randleisten versetzen S 6. 866, 21
Nachtragsanbot 3/5 Granitleisten

versetzen S 4. 948 95

S 719. ^61 , 1ü

Zu den im Baubuch am 30. September 1981 angemerkten
Einheitspreisen wird bemerkt, daß es sich hiebei um keine
Mehrkosten handelt, sondern lediglich um Preisumrech-

nungen. Die im Projekt und im Leistung s Verzeichnis
angeführten Schwerläs t roh re mit einem Durchmesser van

60 cm wurden durch Schwer lasfcrohre mit einem Durch-

messet von 40 cm ersetzt, da an bestehende Rohre mit

dem kleineren Durchmesser angeschlossen werden mußte.

Ebenso wurden Grabenformsteine mit einer Breite von

80 cm auf eine Breite von 60 cm umgerechnet. Im

gesamten ergaben sich dadurch keine Kostenerhöhungen,
sondern Einsparungen.

Wie vom Landesrechnungshcf festgestellt wurde, ist
ein Großteil dieser nachträglich angeordneten

Arbeiten und Leistungen auf witterungsbedingte Um-
stände zurückzuführen.

Dazu wurde sm 7. Mai 1981 im Baubuch Folgendes ver-
merkt:
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"Aufgrund der in den letzten Tagen aufgetretenen
Regenfälle kam es zu Einrissen und Rutschungen süd-
lich des Bahndammes in Richtung Straßentrasse. Im
Bereich der Einschnittsbäschung ist es zu einem Ab-
sacken des Materials von der Böschung über die schräg
abfallende Opokschichte gekommen. Bei der heutigen
Besprechung auf der Baustelle wurden nachstehende So-
fortmaOnahmen festgelegt:

1. Schließen der Einrisse

Z. Abflachen der Einschnittböschung

3. Aufschütten eines Oammfußes

Zur endgültigen Sanierung des
Hanges wird folgendes festgelegt:
1

rutschgefährdeten

Böschungsfußsicherung, wobei der Steinkörper unge-
fähr 80 cm in den anstehenden Opok einbinden muß,

Einbauen von 2 Steinrippen mindestens 2 m breit in
derFallinie, wobei im oberen Hangteil die
Tiefe dieser Rippe 50 cm nicht überschreiten darf
und nach unten verlaufend zur Oberfläche des
Opoks ausläuft.

Die Sickerwässer werden mittels Drainage, 0 10cm,
in den Ei nfallsschacht abgeleitet. Für die im Lei-
stungsverzeichnis nicht enthaltenen Positionen ist
umgehend ein Nachtragsanbot vorzulegen."

Da am 17. Juni 1981 an der neu verlegten ÜBB-

Weiche weitere Setzungen des Bahnkörpers festgestellt

werden muSten, wurde am 9. Juni 19S1 folgende Bau-
bucheintragung vorgenommen;

"Aufgrund einer neuen Setzung des Bahndammes wurdp
eine Begehung der Baustelle durchgeführt und eine
Niederschrift abgefaßt. Die Bauuntemehmun;; wird hie-
mit aufgefordert, Sofortmaßnahmen zum Schutz des neu
errichteten Objektes sowie des Bahndammes auszuarbsi-
ten und bis Montag, den 22. Juni 1981 bekanntzugeben.
Da es sich bei dem errichteten Objekt um einen
Firmenwahlentwurf handelt, der augenscheinlich nicht
den örtlichen Gegebenheiten angepaßt ist, gehen die
Sicherungsmaßnahmen am Objekt ausschließlich zu
Lasten der Bauunternehmung. Um Durchführung und Ver-
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gütung aller weiteren Sicherungsmaßnahmen ist bei der
Landesbaudirektjon, Fachabteilung IIb, im Wege über
die Baubezirksleitung LeibniLz anzusuchen."

Am 23. Juni 1981 wurde eine Begehung der Baustelle

mit Vertretern der Fachabteilung IIb, der Üsterreichl-

sehen Bundesbahn und der Bauunternehmung üurchgeführ t

Dabei wurde folgende Baubucheintragung vorgenommen:

"Die Bauunternehmung wird aufgefordert, für die gemäß
Niederschrift vom 2?. Juni 1981 geforderten Lei.stun-
gen (Einbau von Steinrippen im Rutschnang) ein Nach-
fcragsanbot vorzulegen. Zusätzlich sind im Bereich des
Brückenbaues folqende Maßnahmen durchzuführen:

1. Die geordnete Abführung der Oberflächenwässer ist
auch im Bereich oberhalb des Brückenbau Werkes
durchzu führen.

2. In das aufgehende Mauerwerk der Brückenwiderlager
und Flügel sind zwischen den Stahlbetonpfahlen
Sickerungen einzubauen, die in den lau't Plan
vorgesehenen Straßenlängskanal einzuleiten sind.
In Höhe der Gehsteigoberfläche sind zusätzlich
Aussparungen zur Entwässerung der Flügel anzuord-
nen.

3. Das Flügelmauerwerk ist gegeneinander abzustützen,
sodafl beim neuerlichen Aufbau des Erddruckes nach
Fertigstellung des aufgehenden Mauerwerkes eine
weitere Verdrehung des Flügels verhindert wird. Ob
eine weitere Maßnahme zur Absicherung des Flügels
erforderlich wird, kann erst nach Sanierung des
Rutschhanges und Verkleidung der Stahlbetonpfahle
entschieden werden."

Alle Leistungen und Arbeiten des Nachtragsanbotes 1

und Nachtragsanbotes 2, mit Ausnahme der Position 1/1-

Winterzuschlag, beziehen sich auf diese im Bau buch

angeordneten Sofortmaßnahmen zur Sicherung des Bau-

werkes und Vorbeugung weiterer Schäden.
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Der Landesrechnungshaf stellt fest, daß sich trotz

dieser unvorhersehbaren Arbeiten, die nur auf die

katastrophalen Witterungsverhältnisse zurückzu-

führen waren, die Kostensteigerung - wie im Kapitel
Abrechnung genauer ausgeführt - für die vom Land

vergebenen Bauleistungen äußerst gering war.
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6. Abrechnung

Die Bauabrechnung war nach den "Rechtlichen Vertraqsbe-
dingungen" innerhalü von 5 Monaten nach Beendigung

der Arbeiten mit den erforderlichen Unterlagen und
nachweisbaren Belegen bei der Baubezirxsleituna

Leibnitz vorzulegen. Laut Baubucheintragung und Fir
mentagesberichten wurden die qesamten Bauarbeiten

fristgerecht B. Mai 19B2 abgeschlossen. Der

letzte Termin für die Vorlage der Schlußrechnung war
somit der 28. Oktober 19S2. Die Bauunternehmung

Mayreder, Keil, List a Co. legte aie Seh lußrechnunq
jedoch erst am 7. Dezember 19S2 - also 6 Wochen ver-

spätet - vor (Beilage 10).

Wie in den "Rechtlichen Vertragsbedingungen für die

Ausführun'g von Bauleistungen an BundesstraOen und

Bundesstraßenbrücken" unter Punkt 4, 93 angeführt, hat

der Auftragnehmer für jede angefangene Woche der

Überschreitung der genannten Frist ein Abrechnungs-
pänale in der Höhe von 0, 2 °/o" der Abrechnungssumme
zu leisten.

Das Pönale beträgt im gegenständlichen Falle S 1. 602,-
pro Woche, das sind für 6 Wochen S 9. 612, --. Es mußte

festgestellt werden, daß dieser Betrag von der

Schlußrechnungssumme nicht in Abzug gebracht wurde.

Die zuständige Fachabteilung begründet dies mit der

Tatsache, daß die Bauunternehmung die Errechnung der
Preiserhöhungen für das angeführte Bauvorhaben am 21.

Juni 1982 vorlegte, und diese Baupreisumrechnung erst
am 15. Oktober 1982 genehmigt wurde.
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Weiter s wird vom Landesrechnungshof festgestellt, daß

auch die Fristen sowohl für die Rechnungsprüfung als
auch für die Zahlungsan'/ieisung überschritten wurcen.

Unter dem Kapitel "Rechnungsprüfung und Zahlung" der

Rechtlichen Vertragsbedingungen" ist festgehalten,

daß die dem Auftraggeber zustehende Prürungsfrist um

einen Monat kürzer als die dem Auftragnehmer zuste-

hende Vorlagefrist ist und mit dem Eingang der erFor-

erlichen Unterlagen beginnt. Weiters werden SchluO-

und Teilschl'jßrechnungen binnen 3 i.' Tagen nach Ablauf

dieser Prüfungsfr i st zur Zahlung fällig. Im gegen

sfcändlichen Fall wurde die Schlußrechnung am 7. De-

zemer 1982 der Baubezirksleitung Leibnitz übergeben.

Somit wäre das Ende der gesamten PrüfungsFrist der 7.

April 1983 und der Restbetrag auf die Schlußrech-

nungssumme am 7. Mai 1983 zur Zahlung fällig gewesen.

Wie aus dem Schreiben der Fachabteilung IIb an die

Bauunternehmung Mayreder, Keil, List & Co. hervor-

geht, war die Überprüfung der Schluürechnung erst am

16. Juni 1983, also 10 Wochen verspätet, durchgeführt

worden. Die Zahlungsanweisung des Restbetrages

erfolgte nach Auskunft der Landesbuchhalt ung am 31.

August 1983, d. i. um 15 Wochen verspätet. In diesem

Fall hsbte die Bauunternehmung, da die Zahlungen

nicht fristgerecht Geleistet wurden, die Möglichkeit

gehabt, das Guthaben nach der Fälligkeit zu ver-

Zinsen (Beilage 11).

In diesem Zusammenhang wird vom Landesrechnungshof

auch festgestellt, daß von den 14 geleisteten Ab-

schlagsrechnungen und der Restzahlunq für die Schluß-

rechnung nur bei 4 Überweisungen ein Skonto in der



- 23 -

Gesamthöhe von S 17. G10, -- abgezogen werden konnte.

In den allgemeinen Vorbemerkungen des Anbotes wurde

vereinbart, daß das Land Steiermark die Gewährung
eines Kassenskontos im Ausmaß von 1 % beansprucht,
wenn der VerdienstbeLrag innerhalb von 4 Wochen nach

Rechnungslegung angewiesen wird. Das Kassaskonto wird

auch von Tei l rechnungen bzw. Abschlagszahlungen für

den diesbezüglichen Teilverdienstbetrag in Anspruch

genommen. Da diese Frist bei Ul Abschlagsrechnunqen

und der SchluSrechnungszahlung überschritten wurde,

konnte das Skonto nur bei ü Überweisungen in Anspruch

genommen werden. Durch die verspäteten Anweisungen
der Abschlagsrechnungen konnte das Land Steiermark

Kassenskontis in der Hohe von S 63. 088, 02 nicht rea-

lisieren (BeilagelZ).

Der Landesrechnungshof ist der Meinung, daß im Inter-

esse einer sparsamen Verwaltung alle Zahlungsvorteile

voll ausgeschöpft werden müssen. Es ist daher sicher-

zustellen, daß ein Zahlungsvollzug innerhalb von
!- Wochen ermöglicht wird. Insbesonders ist eine

raschere Überprüfung der Rechnungen durch die ärt-

liche Bauaufsicht zu fordern.

Die Firmenforderung von S 8, 512. 803, 02 wurde von der

Baubezirksleltung bzw. von der Fachabtej. lung IIb auf
einen Betrag von S 8, 009. 815, 98 reduziert. Der größte
Anteil dieser van der Baubezirksleitung getätigten
Abzüge fiel auf einen Verrechnungsfehler durch die

Baufirma, die bei der Nachtragsposition "NA 1/2

-Steinrippen" statt der eingebauten Kubatur (m3) das

laut Lieferschein ersichtliche, eingebaute Gewicht

(t) mit dem genehmigten Einheitspreis multiplizier-
te.
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Neben kleineren Massenkarrekturen fielen von den

restlichen Abzügen S 21. 4^6, 71 auf das Strafgeld für

verspätete Abpressung der Betonwürfelpraben und

5 16. 186, Zu auf das Strafgeld wegen Unters L-hreitung
der Einbaustärke beim Asphaltfeinbeton.

Die geforderten Betongüten bei allen Betonarbeiten

sind durch Serien von i'lürfelproben nachzuweisen. In

jedem Bauabschnitt und für je angefangene 100 m3 Be-

ton jeder Güte ist eine Serie Prabewürfel anzuferti-

gen. Wird die vorgeschriebene Probenanzahl nicht

nachgewiesen bzw. koinmt es zu einer verspäteten Ab-

pressung von Würfelproöen, wird ein soasnannbes

Strafgeld ermittel. t.

Im gegenständlichen Bauvorhaben wurden von 12 gefor-

derten Würfelserien nur 10 Mittelwerte nachgewiesen,

die alle über den Mindestdruckfestigkeiten lagen und
bei 6 Würfelproben kam es zu einer verspäteten Ab-

Pressung.

Im folgenden stellt der LandesrechnungsnoF die ur-
sprünglich angenommenen Kosten laut Anbot bzw. laut

Regierungssitzungsantrag den endgültigen Kosten, die

in der Schlußrechnung aufscheinen, gegenüber.



Kostengegenüberstelly n y

A AI l geiiie i n es

B) Brücke

C) Straße und Bahn

D) Regieleistungen

E) Nachträge

lt. Anbot bzw. Regierutiys
s i tz>;ng san t rag

86^. 715, --

3, 459. 61/4, 90

1, 772. 349, --

1112. 411 , SO

Sumnie

MWSt. (18°")

abzügl. Strafgeld + Skonto

6, 19y. 09ü, 4tl

1, 115. 056, 27

7, 314. 926, 67

Lrhöhuiltjen durch Preis-
Steigerung ca. ^Utl. noU,-

LeiBturifjen an Dr i ttc (ÜBB + EVU) 1 , 2il'>. 07.3 , 3^

9, OÜU.()UÜ, -.

lt. Seil l uü rec h n u n cj

(i6'i. 715, --

3, 3^9. 217, 311

1, 438. 730, 74

103. 522, II')

719. 461, 14

6, 4';C>. 647, 1)3

1 , 162. (116, 47

64. 478, 68

7, S53. 184, 82

456. 63-1, 16

4, (01. 062, 61

\>i
0

12, 041. 670, 65



31 -

Die endgültige Kostensfcei gerunq beträgt bei diesem
üauvorhaben 33, 8 °a der ursprünglichen Schätzuna!

Dies ist jedoch in erster Linie auf die erhöhten

Zahlungen an die Österreichischen Bundesbahnen zurück-

zuführen, cia die Käs tens te igerung ohne die Leistungen
an Dritte trotz der unvorhergesehenen und zusätz-

lichen Hangsicherungen nur 3, 8 '».der ersten Kostenbe-

kanntgabe betragen hätte.

Laut Aussage der Fachabteilung IIb nurde die erste

Kostenschätzung von der. Österreichischen Sundesbah-

nen für ihre eigenen Leistungen mit ca. 1 Million

Schilling mündlich bekanntgegeben. Darauf basiert

auch der erste Regierungssitzungsantrag vom 12. Mai

1980. Die erste schriftliche Bekanntgabe der Kosten

für OBB-Leistungen erfolgte erst am 14. Oktober 1980

von der Streckenleitung Graz mit einer Summe von 2,5
Mio. S. Die tatsächlichen Kosten bellefen sich 1t

Schlußrechnung vom 2. August 1982 auf

netto S 3, 300. 469, 77

+ 18 % MWSt. S 594. 084, 55

Gesamt: S 3, 894. 554, 32

Nach Rücksprache mit der örtlichen Bauaufsicht ent-

standen diese enormen Kostensteigerungen vor allem

durch den Einbau einer zusätzlichen Weiche, der sich

im Zuge der Bauarbeiten als notwendig erwiesen hat

und durch die schlechten Witterungsverhältnisse, die

zu zusätzlichen Leistungen gezwungen haben.
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Der Landesrechnuncshof empfiehlt der zuständicen

Fachabteilung, bei zukünftigen Bauvorhaben mit den

0 s terreic'h ischen Bundesbannen zugleich mit der Aus-

Schreibung für die Sauarbeiten auch von den Üster-

reichischen Bundesbahnen eine schriftliche Sekannt-

gäbe ihrer Leistungen ind. einer Kostenschätzuna zu

verlangen.

Aufgrund dieser Kost-. ensteigerung beantragte die

Fachabteilung IIb nach dem ursprünglichen Regierungs-

sltzungsantrag, in dem die veranschlagten Gesamtbau-

kosten mit 9 Mio. S angeführt waren, zwei weitere

Gesamtkostenerhchungen (Beilage 13).



ursprüngliche Genehmigung

1. Erhöhungsantrag
(18. Okt. 1982)

2. Erhöhungsantrag
(4. Feber 1903)

endrju 11 i qe Schi u ß -
rectlriüng

genehmigt ain:

12. Mai 198U

15. Nov. 1982

11. April 1983

angegebene Kosten:

Baukosten ind. Pre isglei tung ... S 7, 71^. 926, 67
Lelätungen an Dritte
und Sonstiges ................... S 1, 285. 073, 33

Gesar;tbaukosten ................ S 9, UOO. OOÜ,--

Baukosten ....................... S 7, 552, OÜO,--
Leistungen an Dritte
und Sonstiges ................... S 4, 148. 000, --

Gesamtbaukosten ................. S 11, 700. 000, --

Baukosten ....................... S 0, 512. 803, 02
Leistungen an Dritte
und Sonstiges ................... S 4, 1)87. 196, 98

Gesamtbaukosten ................. S 12, 600. 1)00, --

Baukosten ....................... S 8, 009. 815, 98

Leistungen an Dritte ............ S 4, 031. 862, 67

t<^l
^

Ge3a"it 5 12, 041. 678, 65
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Aus dieser Gegenüberstellung geht hervor, daß die

Fachabteilung IIb den 1. Erhöhungsant r ag am 18. Okto-

ber 1982, also 10 Tage vor dem Für die Bauunterneh-

mung letzten Vorlagetermin der Schluürechnungen (28. Ok

tober 1982) eingebracht hat. Nach Ansicht des Landesrech-
nungshofes wäre es vorteilhafter gewesen, mit diesem An-
trag noch 10 Tage zuzuwarten und gleichzeitia zu
trachten, daß die Bauunternehmung die Schlußrech-

nung fristgerecht vorlegt. Damit wäre es möglich ge-
wesen, den Verwaltungsaufwand wesentlich zu reduzle-

ren. Völlig unverständlich erscheint dem Landesrech-

nungshof hingegen die im Emohungsantrag angeführte

Reduktion der Baukosten ind. P re isgle i tung von ur-

sprünglich S 7, 714. 926, 67 auf S .7, 552. 000, --, da sich

ja bei den endgültigen Baukosten keine Einsparungen,
sondern Mehrkosten ergaben.

Zusammenfassend kann vom Landesrechnuncshof festce-

stellt werden, da 3 das Bauvorhaben mit nr o G er Ge-

nauiokeit geplant uno die erforderliche iiassenbs-

rechnung vor der .-, u ssch re i bunq exakt erfnß!: .wurde

Der langjährigen Forderung des Landesrecnnungsnofes
nach einer baureifen Planung wurde in diesem Fall in

ausreichendem rl aü entsprochen.

Die Arbeiten wurden nach den anerkannten Regeln aer
Technik ordnungsgemäf3 ausgeführt, überwacht und
abcerechnefc.

'/,'eiters wird vom L a noesrechnungsho f positiv hervor-

gehoben, daß trotz unvorhersehbsrer witterunosbe-

dingter Umständde die Anbot ssumnie für die reinen

Bauleistungen nur. um 3, 8 % überschritten wurden.
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7. Schlußbemerkungen

Der Landesrechnunqshof hat die technische und

kostenmäßige Überprüfung des Bauvorhabens "Spiel-

Felder Bahnbrt'cke" im Zuqe des Ausbaues der Lan-

desstraße L 671 - Graßn-itzbergstraße durchge-
Führt.

Dabei stellte 'sich heraus, daß die Brückenbauarbei-

ten im allgemeinen unter Beachtunq der anerkannten

Regeln der Technik ausgeführt wurden. Bei der Aus-

Übung der Bauaufsicht haben die beaufbraqfcen Be-

diensteten der Fachabteilung IIb sowie der Bau-

bezirksleitung Leibnitz die ihnen übertrsqenen

Arbeiten im wesontiichen ordnungsgsmäß und pfiichfc-

gemäO so l; ie mit der erforderlichen. Sorqfalt und

Sachkenntnis durchgeführt und waren um eine ein-

wandfreie technische Ausführung sehr bemüht.

Bei einem Großteil der überprüften Arbeiten und

Ausführungen waren ausreichend Ausmaßermittlun-

gen, Aufmaßblätter und Abrechnungsplane vorhanden

und somit der Bauablauf aut nachvollziehoar.

Die Gründung der Spielfelder Bahnbrücke wurde nach

einer Firmenvariante mit Bohrpfählen durchgeführt.

Das Trag werk wurde in Ortbeton ausgebildet, wo-

mit eine biegesteife Verbindung zv; ischen Trag-

werksplabte und Bohrpfshien ermöglicht '//urde.

Die Tragfähigkeit desQbjektes wurde laut ÖNQRH B 4003

mit Klasse I bemessen.
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Im Zuge der Überprüfung mußte der Landesrechnungs-
hof fes'-stelleri, daß offensichtlich der mündliche

Auftrag zur Durchführung der DetaiIplanung an den

Zivilingenieur noch vo i: Genehmigung des Regierungs-
sitzungsantrages erteilt wurde.

Die e.isenbahnrechtliche Genehmigung wurde mit
Bescheid vom 23. Hai 1978 namens des Bundesmini-

sters für Verkehr erteilt.

Als Frist für die Bauausführung waren 3 Jahre

vorgesehen, widrigenfalls die eisenbahnrechtliche

Baugenehmigung erlischt. Da das Bauvorhaben erst

am 28. Mai 1982 abgeschlossen wurde und die Landes-

baudirektion um keine Erstreckung der im Bescheid

vom 23. Mai 1978 angeführten Frist (23. Mai 1931)

angesucht hatte, muß vom Landesrechnungshof festge
stellt werden, daß die Bauarbeiten über ein Jahr

lang ohne rechtliche Deckung durchgeführt wurden.

Am 29. Jänner 1980 wurden die gesamten Arbeiten

und Lieferungen für die Herstellung der Spielfelder

Bahnbrücke öffentlich ausgeschrieben. Bis zur An-

botseröffnung langten ü Anbote für die Herstel-

lung nach dem Amts entwarf ein. Die Fa. Mayreder,

Keil, List & Co. legte zusätzlich noch einen
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Variantenentwurf vor. Die Fachabteilung IIb stellte

nach fach technischer Überprüfung des Varianten-

Vorschlages den Regierungssitzungsanbrag, aie

Lieferungen und Arbeiten für den Neubau der Spiel-

Felder Bahnbrücke an die Bauunternehmung Mayreder,
Keil, List & Co. zu vergeben.

Da die Anbotsabgabe durch die Zweigniederlassuna

Judenburg erfolgte, muß - obwohl beim gegenständ-

lichen Bauauftrag ohne Bedeutung - von Landey-

rechnungshof festgestellt werden, daß es sich dabei

um eine von der Bauunternehmung angewandte Vor-

gangsweise handelt, die - wie im Bericht genauer

erläutert -nur den Zweck verfolgt, sich eine

günstigere Ausgangsposition zur Erlangung des Auf-

träges zu sichern.

Am 11. Juni 1980 erfolgte in Spielfeld die Bau-

Übergabe an die Fa. Mayreder, Keil, List & Co.

Wie aus den gelegten Abschlagsrechnunqen und den

angeschlossenen Aus m aß Feststellungen hervorgeht,

wurden die gesamten Arbeiten gemäß ÜNDRM B 2110

laufend aufmaßmäßig erfaßt. Diese Aufmaßaufste1-

Jungen sind den Abschlagsrechnungen pT ufb a r an g e -

schlössen. Die konsequen t l a u fende Abrechnunq der

erbrachten Leistungen während des Baugeschenens

wird seitens des Landesrechnungshofes positiv her-

vargehoben.

Wie aus den Bautagesberichten hervorgeht, wurden

sowohl die vertraglich vereinbarten Teilfertig-

stellungsfristen, als auch die Baugesamtfertig-
stellungsfrist eingehalten.
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Weiters kann positiv Festgestellt werden, daß,
trotz unvorhergesehener witterungsbedingter
Schäden und Setzungen am Bahndamm, die reinen Bau-

leistungen, ohne die ÜBB-Forderungen, gegenüber
der Anbotssumme nur um 3, 8 ?o überschritten wurden.

Der langjährigen Forderung des Landesrechnungs-
hofes nach einer b^aureifen Planunq und damit einer

exakten Erfassung der erforderlichen Mengen vor
der Ausschreibung, wurde in diesem Fall in

ausreichendem Maß entsprochen.

Bei der Überprüfung der Abrechnung stellte der

Landesrechnungshof fest, daß die laut rechtlichen

Vertragsbedingungen festgelegten Fristen, für

* die Vorlage der Schlußrechnung um 6 Wochen

* die Rechnungsprüfung um 10 Wochen und

* die Zahlungsanweisung um 15 Wochen

überschritten wurde.

Es sollte daher in Zukunft darauf geachtet werden,
daß die vereinbarten Fristen eingehalten werden.

In diesem Zusammenhang wird vom Landesrechnungshof
auch festgestellt, daß von den 14 geleisteten Ab-

schlagsrechnungen und der Restzahlung für die

Schlußrechnung nur bei 4 Überweisungen ein Skonto

in der Gesamthöhe von S 17. 010, -- abgezogen werden

konnte, da die Frist bei 10 Abschlagsrechnunqen

und der Schlußrechnungszahlung überschritten
wurde.
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Durch die verspäteten Anweisungen der Abschlags-
rechnungen konnte das Land Steiermark Kassenskon-

tos in der Höhe von 5 63. 088, 02 nicht realisieren

Der Landesrechnungshof ist der Meinung, daß im
Interesse einer sparsamen Verwaltung alle Zah-

lungsvorteiie voll ausgeschöpft werden' müssen. Es

ist daher sicherzustellen, daß ein Zählungsvo11 -
zug innerhalb von 4 Wochen ermöglicht wird.

Die endgültige Kostensteiqerung von 33, S °i der

ursprünglichen Schätzung ist in erster Linie auf

d i s erhöhten Zahlungen an die Österreichischen

Bundesbahnen zurückzuführen. Nach Rücksorache mit

der örtlichen Bauaufsicht entstanden . diese enormen

Kostensteigerungen vor allem durch den Einbau

einer zusätzlichen Weiche, der sich im Zuge der
Sauarbeiten als notwendig erwiesen hat und durch

die schlechten Witterungsverhaltnisse, die zu

zusätzlichen Leistungen gezwungen haben.

Der Land-esrechn. ungshu f empfiehlt der zuständigen
Fachabteilung, bei zukünftigen 'Bauvorhaben mit den

Österreichischen Bundesbahnen zugleich mit der
Ausschreibung für die Sauarbeiten auch von den

Österreichischen Bundesbahnen eine schriftliche

Bekanntgabe ihrer Leistungen inklusive einer

Kostenschätzung zu verlangen.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß das
Bauvorhaben

* baureif mit richtiger Massenberechnung geplant

* sorgfältig ausgeschrieben und an den Biiligst-
und Bestbieter vergeben sowie
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* ordnungsgemäß ausgeführt, überwacht und abge-
rechnet wurde und

* trotz unvorhergesehener witterungsbedingter

Schäden, die Anbotssumme für die reinen Bauleis-

tungen nur um 3, 8 °n überschritten wurde.

Die Arbeiten wurden augenscheinlich bei Verwen-

düng einwandfreier Baustoffe und nach den aner-

kannten Regeln der Technik ausgeführt.
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Am 24. Jänner 1985 fand im Landesrechnungshof unter

dem Vorsitz von Landesrechnungshofdirektor Wirkl. Hofrat

Dr. Ortner eine Schlußbesprechung statt, an der

von der Landesbaudirektion: prov. BX Dipl. -Ing. Gollner

von der Fachabteilung IIb: Wirkl. Hofrat
Dipl. -Ing. Ehall

QBR Dipl. -Ing. Weiser

von der Baubezirksleifcung
Leibnitz: TFOI Reisinger

teilgenommen haben.

Bei dieser Schlußbesprechung wurden die wesentlich

sten Prüfungsergebnisse in ausführlicher Form be

handelt.

Graz, am 25. Jänner 1985

Der Landesrechnungshofdirektor

(Drtner)


